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Anträge der SPD-Fraktion im Rat der Stadt Haan vom 31.01.2016 zum 
Organisationsentwicklungskonzept und zur Fluktuationsanalyse 

hier: Stellungnahme der Verwaltung 

 

1.) Organisationsentwicklungskonzept 
 
Die Verwaltung hat im UAOPC am 22.09.2015 aufgrund des Antrags der SPD-
Fraktion vom 27.03.2015 eine Vorlage (10/048/2015) zum Thema 
Organisationsentwicklungskonzept eingebracht. 
Der jetzige Antrag der SPD-Fraktion vom 31.01.2016 ist wortgleich erneut gestellt 
worden. 
Im UAOPC am 22.09.2015 erklärte der Fraktionsvorsitzende für die SPD-Fraktion, 
dass man noch einmal bereit sei, den Antrag zurückzustellen, wenn die 
Organisationsprozesse endlich von der Verwaltung angepackt würden und eine 
Personalentwicklung schon im Stellenplan 2016 sichtbar wäre. 
 
Die Verwaltung hat in der damaligen Vorlage dargestellt, wie sie die 
Personalentwicklung fortführen will. So hat sie insbesondere darauf hingewiesen, 
dass sie eine Regelbeurteilung als Grundlage jeder am Leistungsprinzip 
ausgerichteten Personalplanung durchführen wird. Die Bürgermeisterin hat im 
UAOPC am 09.02.2016 mitgeteilt, dass die Regelbeurteilung in 2016 mit 
Beurteilungsstichtag 01.09.2016 durchgeführt wird. Mit der Beurteilungsrunde 2016 
wurde im Januar 2016 seitens der Verwaltung bereits begonnen. 
 
Des Weiteren hat die Verwaltung über neu eingerichtete Projektgruppen (z.B. 
Intranet, Führungsleitbild) in der o.a. Vorlage berichtet. Auch der damals mit der 
Vorlage angekündigte Frauenförderplan 2016 bis 2018 wurde von der 
Gleichstellungsbeauftragten und der Verwaltung zwischenzeitlich erstellt und dem 
Rat in seiner Sitzung am 26.01.2016 vorgelegt. Darüber hinaus wurde zwischen der 
Verwaltung und dem Personalrat eine Dienstvereinbarung Sucht abgeschlossen. 
Diese Dienstvereinbarung trat am 01.02.2016 in Kraft. Zudem wurden Leitlinien für 
ein transparenteres und faires Personalauswahlverfahren entwickelt. Diese Leitlinien 
treten am 01.03.2016 in Kraft. 
Mit der in der Vorlage 10/048/2015 angekündigten Personalentwicklung der 
Tarifbeschäftigen (Angestelltenlehrgang II) wurde bereits begonnen. Es ist geplant, 
weitere Tarifbeschäftigte auf diesem Weg zu fördern. Hierzu werden derzeit die 
Voraussetzungen (u.a. durch Zulassungslehrgänge) geschaffen. 
Auf Antrag der WLH-Fraktion vom 27.02.2015 hat die Verwaltung die Vorlage 
10/037/2015 in den UAOPC am 15.04.2015 zum Thema "Betriebliche 
Gesundheitsmanagement" eingebracht. Diese Vorlage wurde auch im HFA am 
21.04.2015 beraten. 
Mit dieser Vorlage zeigte die Verwaltung auf, welche Maßnahmen im Rahmen des 
Betrieblichen Gesundheitsmanagements in der Stadtverwaltung Haan möglich sind. 
Der HFA hat in seiner Sitzung am 21.04.2015 die weitere Beratung zurück an den 
UAOPC verwiesen. Zwischenzeitlich sieht der Gesetzesentwurf der Landesregierung 
zum Dienstrechtsmodernisierungsgesetz (Landtagsdrucksache 16/1010380 vom 
02.12.2015) vor, dass die Betriebliche Gesundheitsförderung der Beamten und 
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Beamtinnen für alle Dienstherren künftig verpflichtend sein soll. In welchem Umfang 
die Betriebliche Gesundheitsförderung stattfinden muss, bleibt abzuwarten. 
Alle Maßnahmen, die in der Vorlage 10/048/2015 zur Personalentwicklung vorgestellt 
wurden, sind bereits umgesetzt oder befinden sich in der Umsetzung. 
 
Zum Organisationsentwicklungskonzept verweist die Verwaltung ebenfalls auf die 
Vorlage 10/048/2015. Es wurde dezidiert dargestellt, welche organisatorischen 
Maßnahmen die Verwaltung in den vergangenen 15 Jahren durchgeführt hat. Die 
GPA hat in ihrem Bericht der überörtlichen Prüfung 2014 die schlanke 
Verwaltungsorganisation der Stadt Haan ausdrücklich begrüßt. 
Die in der Vorlage angekündigte Organisationsuntersuchung hinsichtlich einer 
Zusammenlegung der Ämter 10 und 23 wurde bereits abgeschlossen. Das Ergebnis 
dieser Organisationsuntersuchung war die Bildung eines Stabselements 
"Wirtschaftsförderung, Tourismus und Kultur". Dabei wurden die bisher für die Ämter 
10 und 23 atypischen Aufgaben "Beitragsrecht und Liegenschaften" in das 
technische Dezernat ausgegliedert. 
Innerhalb des Amtes 10 sind weitere organisatorische Maßnahmen geplant, die 
sowohl im Stellenplan 2016 als auch in den Erläuterungen zum Stellenplan 
ersichtlich sind (Stellen-Nr. 10/2, 10/4 und 10/14). Hier kommt es in 2016 zu 
organisatorischen und prozessualen Änderungen, die bei drei Stellen insgesamt zu 
einer Herabstufung führen. Weitere prozessuale Steuerungen sind im Produkt 
011400, 050120 und 080300 sichtbar. 
Die Verwaltung kommt ebenfalls der Forderung der SPD nach Bildung von Projekt 
und Arbeitsgruppen nach. So wurden beispielsweise die Projektgruppen "Intranet 
und IT-Sicherheit" eingerichtet. Des Weiteren wurden die Arbeitsgruppen 
"Schule/Sprache", "Kita/Sprachförderung" und "Sozialer Wohnungsbau" eingerichtet. 
Geplant ist zudem die Erstellung eines IT-Sicherheitskonzeptes für die 
Stadtverwaltung Haan, die u.a. auch eine Zugangskontrolle für alle 
Verwaltungsgebäude vorsieht. Mit diesem Konzept wird sich ebenfalls eine 
Arbeitsgruppe befassen. 
 
Die von der SPD-Fraktion in ihren Anträgen vom 27.03.2015 und 31.01.2016 
geforderten Organisationsprozesse wurden seitens der Verwaltung nicht nur bereits 
angepackt, sondern teilweise auch umgesetzt. Sie sind darüber hinaus im 
Stellenplan auch sichtbar. 
 
Die Verwaltung weist darauf hin, dass aufgrund der sehr knappen 
Personalressourcen im Amt 10, des Ausscheidens der Abteilungsleitung 
Organisation im Sommer 2016, der zurzeit laufenden Beurteilungsrunde, der Arbeit in 
den Projektgruppen (Intranet und IT-Sicherheit) und der bevorstehenden Aufgaben 
im Rahmen des IT-Sicherheitskonzeptes eine behördenumfassende 
Organisationsuntersuchung nicht zu leisten ist. 
 
Des Weiteren hält die Verwaltung eine externe behördenumfassende 
Organisationsuntersuchung mit Blick auf die derzeitige Flüchtlingssituation und den 
zu realisierenden Bauprojekten für äußerst bedenklich, da im Rahmen einer 
Organisationsuntersuchung (unerheblich ob intern oder extern) immer die 
Beschäftigten mit einzubinden sind. Daher kommt es während einer 
Organisationsuntersuchung unweigerlich zu Störungen in der Aufgabenerledigung 
und zu weiteren Arbeitsbelastungen (siehe hierzu auch Vorlage UAOPC vom 
22.09.2015, 10/048/2015, Seite 3 bis 6). 
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Eine externe behördenweite Organisationsuntersuchung würde darüber hinaus 
erhebliche Personalressourcen im Amt 10 und 20 binden, da auch ein externes 
Unternehmen Unterstützungsleistungen während der Organisationsuntersuchung in 
einer Behörde abrufen muss. Die Einbindung dieser "Querschnittsämter" würde sich 
auf die Arbeit der gesamten Stadtverwaltung auswirken. 
 
 
 
2.) Fluktuationsanalyse 
 
Der Antrag der SPD-Fraktion vom 31.01.2016 zur Fluktuationsanalyse ist wortgleich 
zum Antrag der SPD-Fraktion vom 27.03.2015. Die Verwaltung hat hierzu bereits 
eine Vorlage im UAOPC am 22.09.2015 (10/047/2015) eingebracht. Diese Vorlage 
beinhaltet bereits eine Fluktuationsanalyse. Es wurden die Fluktuationsursachen, die 
Fluktuationsrisiken sowie Handlungsempfehlungen/Maßnahmen zur Vermeidung von 
Fluktuation dargestellt. Alle dort genannten Maßnahmen wurden bereits in Angriff 
genommen und werden weiter ausgebaut, sei es das Betriebliche 
Gesundheitswesen, die Anerkennung von Leistungen anhand von Beurteilungen 
oder die flexible Arbeitszeit im Sinne der Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Mit 
dem Start des Intranets zum 01.07.2016 wird eine Grundlage für mehr Transparenz 
und Informationsaustausch sowie der Erhalt von Expertenwissen geschaffen. 
Auszubildende des Angestelltenlehrgangs II befassen sich derzeit am Bergischen 
Studieninstitut in Wuppertal in einer Projektgruppe mit dem Thema "Mein attraktiver 
Arbeitgeber". Die Erkenntnisse aus dieser Projektgruppe werden als Maßnahmen zur 
Vermeidung von Fluktuation in die Stadtverwaltung Haan mit einfließen. 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Fluktuationsquote der Stadtverwaltung Haan 
als eher günstig zu bewerten ist (siehe Vorlage 10/047/2015, Seite 3 zu 1.1). 
 

 

 

gez. 
Titzer 
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Stellungnahme der Verwaltung zum Antrag der SPD-Fraktion hinsichtlich der 
Gründung einer Stadtentwicklungsgesellschaft 
 
Mit dem Antrag vom 31.01.2016 beantragt die SPD-Fraktion, die Gründung einer 
Stadtentwicklungsgesellschaft einzuleiten und die für die Prüfung, Konzeption und 
ggfs. Gründung erforderlichen Mittel in den Haushaltsplan 2016 einzustellen. 
 
Ungeachtet der Tatsache, dass die Nachfrage nach öffentlich gefördertem Wohn-
raum auch durch die Flüchtlingssituation gestiegen ist, schlägt die Verwaltung vor, 
den Antrag und das Einstellen von Mitteln für die Planung und Konzeption (nach ei-
ner ersten Indikation in Höhe von 50.000 Euro brutto) abzulehnen.  
 
Gründe: 
 
Allein durch die Rechtsform (AöR oder private Rechtsform) tritt noch keine qualitative 
Verbesserung ein. Will man eine solche qualitative Verbesserung über die Gründung 
einer Stadtentwicklungsgesellschaft herbeiführen, muss Know-how von außen ein-
gekauft werden. Die Gesellschaft oder AöR müsste mindestens mit einer Geschäfts-
führung oder einem Vorstand, einem zusätzlichen Beschäftigten und einer Service-
kraft ausgestattet werden. Die Kosten hierfür sind pro Jahr mit mindesten 200.000,- 
Euro anzusetzen. Unmittelbare Einnahmen stehen diesen Kosten nicht gegenüber. 
 
Es ist nicht ersichtlich, aus welchem Grund "eine von der Stadtverwaltung organisa-
torisch getrennte Einheit ... schneller und effizienter auf Veränderungen reagieren 
kann..." als die Stadtverwaltung. Vermögensveräußerungen können auch durch die 
öffentliche Hand ohne Ausschreibungsverfahren erfolgen. Die Schaffung von Bau-
recht obliegt ohnehin der Stadt. Private Investoren, die Grundstücke erwerben wollen 
und/oder Wohnraum schaffen, können auch von der Stadtverwaltung angeworben 
werden. Die angebliche "starre Linienorganisation" wird aktuell gerade dadurch auf-
gebrochen, dass die Wirtschaftsförderung zur Stabsstelle wird. 
 
Die Annahme, dass sich private Investoren als Minderheitsgesellschafter an einer 
Stadtentwicklungsgesellschaft beteiligen werden, ist unrealistisch. Dies umso mehr, 
da zu erwarten ist, dass die Gesellschaft aufgrund ihrer sozialen und kommunalen 
Ausrichtung Verluste erwirtschaften wird. Unrealistisch ist ebenso, dass sich private 
Investoren (ohne Gegenleistung) als Sponsoren einbringen. Darüber hinaus könnte 
in der Annahme von Sponsorengeldern eine strafbare Vorteilsannahme liegen.  
 
Die Landesfinanzschule wird für die Flüchtlingsunterbringung genutzt. Zum jetzigen 
Zeitpunkt ist in keiner Weise ersichtlich, ob und wann sich dies ändern wird. Anders 
als in dem SPD-Antrag dargestellt, kann der Kauf des landeseigenen Grundstückes 
sehr wohl auch durch die Stadt ohne Bieterverfahren erfolgen (vgl. Verwaltungsvor-
schrift 6.4.1 zum § 15 Abs. 3. Haushaltsgesetz NRW). 
 
Im Übrigen führt das Einbringen von städtischen Grundstücken in eine Stadtentwick-
lungsgesellschaft (z.B. die Grundstücke des Technologieparks 2. Bauabschnitt) in 



einem ersten Schritt dazu, dass die Grundstücke aus der Bilanz der Stadt ausge-
bucht  würden. In einem zweiten Schritt müssten die städtischen Grundstücke in die 
Stadtentwicklungsgesellschaft  eingelegt werden (Sacheinlage). Die Anteile an der 
Stadtentwicklungsgesellschaft, die bilanziell bei der Stadt in den Finanzanlagen aus-
gewiesen werden, steigen dadurch aber nicht zwangsläufig in Höhe des Wertes der 
Grundstücke. Vielmehr ist der Wert der Anteile an der Stadtentwicklungsgesellschaft 
anhand des Ertragswertes der Stadtentwicklungsgesellschaft zu ermitteln. Da die 
Stadtentwicklungsgesellschaft laufende Kosten verursacht, dürfte der Ertragswert der 
Gesellschaft deutlich unter dem Wert der Grundstücke liegen. Daraus folgt, dass sich 
für die Stadt durch die Gründung der Gesellschaft und die Einbringung der Grund-
stücke in die Gesellschaft Verluste im Jahresergebnis ergeben würden, da die Antei-
le an der Stadtentwicklungsgesellschaft einen geringeren Wert haben als die hinge-
gebenen Grundstücke. Hieraus resultiert eine Eigenkapitalminderung in der Bilanz 
der Stadt. 
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 09.02.2016 
 
Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin, 
 

 

im Rahmen der Haushaltsberatungen stellt die SPD-Fraktion folgenden Antrag: 
 
Beschlussvorschlag 

Zur Fortentwicklung des Themas "Online-Handel" ist ein Betrag von 5.000EUR in den 
Haushalt 2016 einzustellen. 
 
Begründung:  

In der  Sitzung vom 5. März 2015 wurde im WLSTA einstimmig beschlossen: "Die Ver-
waltung leitet auf der Grundlage der Veröffentlichung der IHK gemeinsam mit interes-
siertem Handel, der IHK und dem Einzelhandelsverband gemeinsame Maßnahmen ab."  
 
Für den Erhalt der Attraktivität der Innenstädte ist dem sich verändernden Einkaufsver-
halten Rechnung zu tragen. Nach herrschender Meinung ist hierbei eine Verknüpfung 
von stationärem Handel mit digitalen Vertriebsmöglichkeiten (Omni-Channel/Multi-
Channel) für die Zukunft erfolgsversprechend. 
 
Haan sollte wie Hilden (http://einkaufen-in-hilden.de) auf einer separaten Internet-Seite 
sämtliche in Haan ansässigen Einzelhändler als Liste und auf einem Stadtplan aufführen 
und  ggfl. von dort auf deren verfügbare Online-Shops verlinken. Hiermit ist dann ein 
erster Startpunkt  für den weiteren Ausbau des Online-Handels in Haan geschaffen.  
 
Mit freundlichen Grüßen 

     
Bernd Stracke      Jens Niklaus 
(Fraktionsvorsitzender)     (Sprecher WLSTA) 
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Stabsstelle Wirtschaftsförderung,        11.2.2016 

Tourismus und Kultur – Dr. Jürgen Simon  

 

 
 
 
 

Die Verwaltung begrüßt den Antrag der SPD und wird veranlassen, den Einzelhandel mit 
separatem Button im Rahmen des städtischen Internetauftritts www.haan.de vorzustellen.  






